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Todbringende Berufskrankheiten:

Sozialpolitische Problematik bei der medizinischen  
Begutachtung (Teil 2) – was geändert werden sollte

Von Hans-Joachim Woitowitz, Joachim Heilmann und Xaver Baur  

Todbringende Berufskrankheiten – etwa infolge von Arbeiten mit giftigen Chemikalien – gehen oft mit bis zu 50-jäh-
rigen Latenzzeiten einher. Zwischen der Belastung des Körpers mit den schädigenden Subtanzen und dem Auftreten 
der Beschwerden liegen also häufig Jahrzehnte. Trotzdem gilt auch für solche Berufskrankheiten (BKen) das Kau-
salitätsprinzip und der Vollbeweis: Es muss bewiesen werden, dass die schädigenden Einwirkungen bei der Arbeit 
vor Jahrzehnten die jeweilige schwere Krankheit verursacht haben. Im Teil 1 dieses Beitrags wurde die Problematik 
bei der medizinischen Begutachtung und Anerkennung solcher beruflich bedingten Erkrankungen aufgezeigt.1 Hier 
geht es nun um den arbeitsmedizinischen, sozialrechtlichen und sicherheitstechnischen Handlungsbedarf. Was 
sollte getan werden, um die Begutachtung und Anerkennung todbringender Berufskrankheiten zu verbessern?

1.	 Handlungsbedarf

Die gegenwärtige Arbeitswelt ist durch die äußerst besorg-
niserregende Tatsache des Einsatzes einer nahezu unüber-
sehbaren Anzahl kanzerogener Noxen2 gekennzeichnet.3 
Für den Menschen gesichert Krebs erzeugende Noxen, 
wie etwa Benzol sind – trotz des Minimierungsgebots – 
betriebs- und volkswirtschaftlich offenbar unverzichtbar.4 
Erkennbar ist darüber hinaus eine gewisse Liberalisierung 
der Regularien beim Umgang mit sehr gefährlichen, weil 
gegebenenfalls todbringenden, d. h. insbesondere auch 
krebserzeugenden Arbeitsstoffen.5

1.1	 Staatliche Aufsicht ausbauen, nicht abbauen

Zunehmend wirkt sich die neoliberale Forderung nach »Bü-
rokratieabbau« im Sinne einer Förderung der »freien Kräf-
te des Marktes« gerade für den Arbeitsschutz bedenklich 
aus. Denn dem Einspardiktat unterliegt seit langem beson-

ders auch die bewährte unabhängige, weil staatlich finan-
zierte technische und gewerbeärztliche Aufsicht. Sie war 
und ist wegen des hierzulande garantierten Grundrechts 
auf Leben und körperliche Unversehrtheit aber unstrittig 
als unverzichtbar zu bewerten – insbesondere bei über 
2.400 Todesfällen infolge von Berufskrankheiten, die jedes 
Jahr offiziell in Deutschland festgestelt werden.6 

Alle uns bedrückend vorliegenden Fallerfahrungen füh-
ren zu dem Schluss: Neben der qualifiziert erforderlichen 
berufsgenossenschaftlichen Ermittlung sämtlicher krebs-
erzeugender Einwirkungen bedarf es grundsätzlich auch 
der Einbeziehung des betriebsnahen staatlichen techni-
schen und gewerbeärztlichen Sachverstandes. Dadurch 
ließe sich nicht zuletzt auch der inzwischen erweiterte 
Erkenntnisstand im Hinblick auf die in der Arbeitsumwelt 
häufig auftretenden, krebserzeugenden Kombinationsef-
fekte – die Synkanzerogenese – besser berücksichtigen.7 

Statt staatlicher Kontroll- und Aufsichtsbehörden bean-
sprucht inzwischen der Spitzenverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften und der Unfallversicherungs-
träger (DGUV) als eingetragener Verein der Arbeitgeber-
Haftpflichtversicherung weitestgehend das Monopol in 
Fragen der Beurteilung schädigender Einwirkungen am 
Arbeitsplatz. Das erforderliche Korrektiv objektiver, staat-
licher Kontrollen durch die Gewerbeaufsicht der Länder ist 
inzwischen nahezu völlig entfallen. Dies hat zunehmende 
Probleme erkennen lassen. Es besteht dringender Anlass, 
die Kontrollmechanismen der staatlichen Gewerbeaufsicht 
auszubauen. Reduzieren ließen sich damit auch unzulässi-
ge, weil vermeidbare Belastungen der übrigen Sozialversi-
cherungsträger infolge der im ersten Teil dieses Beitrags 
genannten Beweislastregelungen.8

1.2	 Erkenntnisgestützte Wahrscheinlichkeits-
	 annahmen sollten reichen 

Bei der Art und Intensität von umstrittenen Einwirkungen 
von Noxen werden – entgegen landläufiger theoretischer 
Akzeptanz – kollektive Facherfahrungen aus bestimmten 

1	 vgl. Hans-Joachim Woitowitz/Joachim Heilmann/Xaver Baur: Todbringende 
Berufskrankheiten: Sozialpolitische Problematik bei der medizinischen Be-
gutachtung (Teil 1), in: SozSich 10–11/2016, S. 409–413 

2	 Damit werden Stoffe bezeichnet, die eine schädigende, d. h. krankheits-
erzeugende Wirkung auf einen Organismus oder auf ein Körperorgan aus-
üben.

3	 vgl. Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) (Hrsg.): MAK- und BAT-Wer-
te-Liste 2015. Mitteilung 51, S. 163 ff.

4	 vgl. Jukka Takala: Eliminating occupational cancer in Europe and globally, 
Working paper 2015.10, Brüssel 2015

5	 vgl. Herbert F. Bender: Ergebnisse der Projektgruppe Risikoakzeptanz des 
Ausschusses für Gefahrenstoffe (AGS), in: Gefahrstoffe – Reinhaltung der 
Luft 7–8/2008, S. 287–288; Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS): Bekanntmachung Technische Regeln für Gefahrenstoffe (TRGS) 
910

6	 2015 starben 2.415 Menschen an den Folgen einer Berufskrankheit und 
605 Menschen infolge eines Arbeitsunfalls (vgl. BMAS/Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin: Sicherheit und Gesundheit bei der Ar-
beit 2015, Berlin/Dortmund, Dezember 2016, S. 9); zu den entsprechenden 
Zahlen aus den Vorjahren s. auch Hans-Joachim Woitowitz/Joachim Heil-
mann/Xaver Baur, a. a. O., Abbildung auf S. 410  

7	 vgl. Peter Becker: Synkanzerogenese als Berufskrankheit. Ein Lösungsvor-
schlag, in: Zentralblatt für Arbeitsmedizin, Arbeitsschutz und Ergonomie 
(Zbl Arbeitsmed) 6/2015, S. 301–304

8	 vgl. Hans-Joachim Woitowitz/Joachim Heilmann/Xaver Baur, a. a. O., S. 413
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Branchen negiert. Hieraus leitet sich die folgende Forde-
rung ab: Liegen branchenspezifische Erkenntnisse über 
die schädigende Einwirkung vor und sind diese nach den 
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft grundsätz-
lich geeignet, die Erkrankung zu verursachen, reicht das 
Beweismaß der überwiegenden Wahrscheinlichkeit für die 
Annahme der schädigenden Einwirkung aus.

1.3	 Fachärztlichen Honorarrahmen anpassen

Aus nicht nachvollziehbaren Gründen unterbindet bisher 
schließlich das Gebührenrecht der zuständigen Stellen im 
BK-Feststellungsverfahren total die erforderliche Honorie-
rung der fachärztlich qualifiziert zu erhebenden, weil letzt-
lich mitentscheidenden Details der Arbeitsvorgeschichte. 
Sie ist aus arbeitsmedizinischer Sicht besonders bei tod-
bringend Erkrankten stets erforderlich.9 Bei Krebspatien-
ten – d. h. durch ihre Krankheit meist dem Tod geweihten 
Versicherten – kann das erfahrungsgemäß bis zu zwei 
Facharztstunden erfordern. Die heutige weitgehende Ho-
norarverweigerung hierfür steht dabei eindeutig in offe-
nem, kaum erklärbarem Widerspruch zu den einschlägigen 
eigenen Vorgaben der DGUV über die Bedeutung einer sol-
chen qualifizierten Arbeitsanamnese durch den Facharzt – 
speziell in der so genannten Falkensteiner Empfehlung zur 
Begutachtung asbestbedingter Berufskrankheiten.10 

1.4	 Unternehmer müssen ihre Überwachungs
pflichten erfüllen

Schließlich bleiben die Rechtsfolgen der fehlenden Wahr-
nehmung unternehmerischer Ermittlungs- und Überwa-
chungspflichten zu hinterfragen. Sie weisen im Einzelfall 
meist auf außerordentlich gravierende Vollzugsdefizite 
hin. Besonders häufig unbeachtet sind etwa Vorgaben der 
Gefahrstoffverordnung. Ist aber ein entsprechend resul-
tierender Beweisnotstand im Einzelfall weiterhin dann per 
Ablehnungsbescheid allein den Erkrankten, den Verstorbe-
nen und ihren Hinterbliebenen anzulasten? 

1.5	 »Abschneidekriterien« beschränken 

Ein weiteres dringend zu regulierendes, ernstes Problem 
bei der Feststellung besonders wichtiger Berufskrankhei-
ten betrifft toxikologisch das so genannte »Abschneidekri-
terium«. Damit ist gemeint, dass eine Berufskrankheit nur 
dann anerkannt wird, wenn mindestens ein bestimmtes 
Dosismaß von Noxen (Giften, Staub, Strahlungen) bei der 
Arbeit nachgewiesen werden kann. Ein zu niedriger Dosis-
wert schneidet also Ansprüche der Betroffenen ab, obwohl 
nicht selten auch niedrigere Dosiswerte die jeweiligen Er-
krankungen herbeiführen können.       

Von Vertretern der arbeitsmedizinischen Wissenschaft 
wurden die Abschneidekriterien im Rahmen der Fortent-
wicklung des Berufskrankheitenrechts seit 1991/92 des-
halb nur mit Bedacht lediglich dreimal, empfohlen. Neue 
Berufskrankheiten sollten – falls erforderlich – toxikolo-
gisch stets nur unter strikter Einhaltung entscheidender 
Voraussetzungen mit einschränkenden Dosis-Grenzwerten 

vorgesehen werden.11 Ein dosimetrischer Ansatz wurde 
entsprechend dieser Devise vom Verordnungsgeber bisher 
nur dann übernommen, soweit folgende drei strikte, sehr 
entscheidende Grundvoraussetzungen erfüllt waren: 
1. 	 Das Vorliegen einer Volkskrankheit, 
2. 	 Das Vorliegen epidemiologisch belastbarer Dosis-Wir-

kungsbeziehungen, 
3. 	 Das Vorliegen weit zurückreichender sicherheitstechni-

scher Messwertkataster mit umfassenden und belast-
baren Expositionsdaten. 

Besonders positiv bewertet wurde das Konstrukt derarti-
ger Dosis-Grenzwerte bisher aber gerade von den Sozial-
rechtsexperten der Arbeitgeber-Haftpflichtversicherung. 
Denn für die Anerkennung besonders wichtiger Berufs-
krankheiten wurden von ihnen selbst – allerdings ohne 
erforderliche Beachtung der vorgenannten drei strengen 
Grundvoraussetzungen – die »Abschneidekriterien« bei et-
lichen Berufskrankheiten zur Anwendung empfohlen (sie-
he Kasten auf der nächsten Seite). 

Die Festlegung von »Abschneidekriterien« als toxiko-
logische Dosis-Grenzwerte sollte sich auf die Einhaltung 
der vorgenannten drei strengen Grundvoraussetzungen 
und ausschließlich auf eine Festlegung durch den Ver-
ordnungsgeber beschränken. Eine gesetzliche Forderung 
nach einer generell zweifach erhöhten Erkrankungshäu-
figkeit (gegenüber Menschen, die in den jeweiligen Berei-
chen nicht beschäftigt sind/waren) besteht bekanntlich 
dabei aber nicht. Denn zur Höhe (Dosis) der Einwirkung 
heißt es in § 9 Abs. 1 Satz 2 SGB VII lediglich, dass sie »in 
erheblich höherem Grade« als in der übrigen Bevölkerung 
vorgelegen haben muss.

1.6	 Bündelung von Kompetenzen bei den Unfall
versicherungsträgern überdenken 

Den Präventionsdiensten der Unfallversicherungsträger 
obliegt – wie bereits erwähnt – seit langer Zeit primär ei-
gentlich die sicherheitstechnische Aufsicht über die be-
triebliche Einhaltung aller Maßnahmen zur Vermeidung 
der beklagenswerten Folgen unzureichender Prävention 
im Arbeitsschutz. Bei begründetem Verdacht auf entspre-
chende Schadensfälle tritt für die gleichen Präventions-
dienste der Unfallversicherung später jedoch die Ermitt-
lungspflicht im Auftrag der eigenen, ihnen dienstrechtlich 
aber direkt vorgesetzten Verwaltung hinzu. Diese hat dann 
ihrerseits nicht nur die Kausalzusammenhänge nach BK-
rechtlichen Vorgaben zu beurteilen, sondern ggf. auch die 
hohen sozio-ökonomischen Folgelasten zu tragen. 

In jedem einzelnen BK-Feststellungsverfahren kumulie-
ren somit diese interdependenten, vierfach zu erfüllenden 
Teilaufgaben institutionell gebündelt in derselben Hand: 

9	 vgl. Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) (Hrsg.): Empfehlung 
für die Begutachtung asbestbedingter Berufskrankheiten – Falkensteiner 
Empfehlung, 2011, Kap. 4.6.2, S. 43–44

10	 vgl. ebenda
11	 vgl. Klaus Rödelsperger/Hans-Joachim Woitowitz: Asbestfaserstaub-Dosi-

metrie als Grundlage epidemiologischer Dosis-Häufigkeits-Untersuchun-
gen, VDI-Berichte, Krebserzeugende Stoffe in der Umwelt, Düsseldorf 1991, 
S. 293–324
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12	 Das ist eine Staublungenklassifikation der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO)

13	 vgl. Xaver Baur/Michael Heger/Dieter Köhler et al.: Diagnostik und Begut-
achtung der Berufskrankheit Nr. 4101 Quarzstaublungenerkrankung (Sili-
kose). S2 Leitlinie n. AWMF-Schema, in: Pneumologie 2008, S. 659-684

14	 vgl. DGUV (Hrsg.): BK-Report 2/2007 BK 1317, 2. Aufl., St. Augustin 2007
15	 vgl. Thomas Brüning/M. Korn: Blasenkrebs durch aromatische Amine bei 

Beschäftigten der Gummiindustrie. Antizipiertes Sachverständigengut-
achten, Berufsgenossenschaftliches Forschungsinstitut für Arbeitsmedizin 
(BGFA), Bochum, 24. 5. 2004

16	 vgl. Hans-Joachim Woitowitz/Heinz Walter Thielmann/Klaus Norpoth/
Dietrich Henschler/Ernst Hallier: Benzol als Ausnahmekanzerogen in der 
Prävention und seine gentoxischen Folgen: Toxikologische, arbeitsmedizi-
nische und sozialmedizinische Aspekte, in: Zentralblatt für Arbeitsmedizin, 
Arbeitsschutz und Ergonomie 3/2003, S. 126–150

17	 vgl. Wolfgang Jacobi/K. Henrichs/D. Barclay: Verursachungs-Wahrschein-
lichkeit von Lungenkrebs durch die berufliche Strahlenexposition von 
Uran-Bergarbeitern der Wismut-AG. (»Gutachten Jacobi I«), hrsg. v. Institut 
für Strahlenschutz der BG der Feinmechanik und Elektrotechnik und der BG 
der chemischen Industrie, Köln 1992, S. 1–58

18	 vgl. Michael Brockmann/M. Fischer/Klaus-Michael Müller: Lungenstaub-
analyse bei Bronchialkarzinomen und Mesotheliomen, in: Atemwegs- und 
Lungenkrankheiten (Atemw-Lungenkrkh) 6/1989, S. 263–265

19	 vgl. DGUV (Hrsg.): Empfehlung für die Begutachtung asbestbedingter Be-
rufskrankheiten – Falkensteiner Empfehlung, a. a. O.

20	 Bystander = umstehende, sonst anwesende Person(en)

1. 	 Prävention, 
2. 	 Amtsermittlung, 
3. 	 Kausalrechtliche Zusammenhangsbeurteilung, 
4.	 Kostenträgerschaft. 
Auch andere Bereiche unserer Rechtsordnung haben sich 
nicht selten mit Kausalitätsfragen todbringender Ereignis-
se auseinanderzusetzen. Dabei wird jedoch eine vierfache 
Bündelung solcher Kompetenzen vermieden. Die Tatsache 
vierfacher Teilaufgaben in ein und derselben Hand stellt 
– nicht nur in der heutigen Zeit – eine aus der Bismarck-
zeit für die Rechtsfindung überkommene, wohl einmalige 
historische Besonderheit der Berufsgenossenschaft als 
Arbeitgeber-Haftpflichtversicherung dar. 

Diese Konstellation sollte sozialpolitisch dringend 
überdacht werden. Auch sollte spätestens auf der Ebene 
ergänzender BK-Feststellungsverfahren durch die Sozi-
algerichtsbarkeit sichergestellt werden: Wenigstens der 
Auftrag zur richterlichen Amtsermittlung sollte nicht erneut 
von Sachverständigen durchgeführt werden, die mit der 
Haftpflichtversicherung der Arbeitgeber als kostenpflich-
tiger Streitpartei verbunden sind, sondern diese Aufgabe 
sollte nur von unabhängigen (ggf. vereidigten) sicherheits-
technischen Sachverständigen wahrgenommen werden.

Für Erkrankte mit negativem Ausgang des berufsgenos-
senschaftlichen Verwaltungsverfahrens sollten unparteii-
sche, außergerichtliche Schlichtungsstellen im Sinne eines 
Ombudsmann-/Ombudsfrau-Prinzips, das am ehesten der 
Funktion der staatlichen Gewerbeärztinnen oder -ärzte  
entspricht, eingerichtet werden. Denn offenkundig reichen 
hierfür bei der Vielzahl der strittigen Feststellungsverfah-
ren derzeit weder die Kapazitäten der staatlichen Gewer-
beaufsicht, des Bundesversicherungsamtes noch des Peti-
tionsausschusses des Deutschen Bundestages aus.

1.7	 Schritte zum Abbau des Beweisnotstandes

Wie bereits im ersten Teil dieses Beitrag ausführlich erläu-
tert wurde, ergibt sich für diejenigen, die infolge von Ar-
beitsbelastungen, die Jahrzehnte zuückliegen, erkranken, 
häufig ein Beweisnotstand: Sie können nicht im Detail 
nachweisen, wie hoch und wie lange sie welchen schädi-
genden Einwirkungen vor Jahrzehnten ausgesetzt waren.  

Zum Abbau des systemimmanenten Problems des Be-
weisnotstandes bedarf es mehrerer Schritte einer gewis-
senhaften, qualifizierten Amtsermittlung. Erforderliche 
Teilaufgaben dazu – ohne Präjudizierung der arbeitsmedizi-
nisch-toxikologischen Zusammenhangsbeurteilung – sind:

Vorgeschichte vollständig erfassen: Die Erhebung einer 
qualifizierten, unter arbeitsmedizinisch-toxikologischen 
Aspekten auch im Hinblick auf Kombinationswirkungen 
(Synkanzerogenese) vollständigen Arbeitsvorgeschichte 
ist ganz wichtig. Sie hat wegen der bis zu mehr als 50-jäh-
rigen Latenzzeiten bei Berufskrebserkrankungen seit dem 
Eintritt in das Erwerbsleben sämtliche Beschäftigungsver-
hältnisse und Bystander-Gefährdungen20 sowie möglichst 
exakte Zeitangaben zu umfassen. Hierzu zählen auch Ant-
worten auf die Fragen nach Art und Umfang des ehemals 
tatsächlichen Vorhandenseins und der Funktionsfähigkeit 
von sicherheitstechnischen Arbeitsschutzmaßnahmen. Das 

Berufsgenossenschaftlich intendierte und  
BK-rechtlich angewendete »Abschneidekriterien«

• � Krankheit Nr. 4101 nach Anlage (Anl.) 1 der Berufs-
krankheiten-Verordnung (BKV): Lungensilikose 
durch Kohlegrubenstaub noch nicht entschädi-
gungsfähig bei Röntgen-Stadien unterhalb ILO 2/312 
(sog. Moerser Konvention13).

• � Krankheit Nr. 1317 Anl. BKV: Nervenschäden durch or-
ganische Lösungsmittel bei Verschlimmerungen erst 
nach Expositionsende nicht entschädigungsfähig.14 

• � Krankheit Nr. 1301 Anl. BKV: Blasenkrebs in der Gum-
miindustrie unterhalb 6 mg 2-Naphtylamin oder un-
terhalb 30 g Toluidin nicht entschädigungsfähig.15

• � Krankheit Nr. 1303 Anl. BKV: Bestimmte Erkrankun-
gen an Blutkrebs (Non-Hodgkin-Lymphome) unter-
halb 40 ppm-Benzoljahren nicht entschädigungs- 
fähig.16

• � Krankheit Nr. 1302 Anl. BKV: Nierenzellkrebs bei nicht 
besonders hoher Trichlorethen-Exposition oder ohne 
Nachweis einer erhöhten Eiweißausscheidung (als 
Bestätigung einer Nierenschädigung) nicht entschä-
digungsfähig.

• � Krankheit Nr. 2402 Anl. BKV: Lungenkrebs durch Ra-
don in der Regel unterhalb 200 Working Level Months 
(WLM), d. h. einer 50-prozentigen Verursachungs-
wahrscheinlichkeit nicht entschädigungsfähig.17 

• � Krankheit Nr. 4104 Anl. BKV: Lungenkrebs durch 
Asbest bei Minimalasbestosen unterhalb 1.000 As-
bestkörperchen pro Kubikzentimeter Lungengewebe 
nicht entschädigungsfähig.18

• � Krankheit Nr. 4103/4104 Anl. BKV: Lungenasbes-
tose (Minimalasbestose) auch nach Weißasbest 
(Chrysotil)-Gefährdung nur entschädigungsfähig, 
wenn histologisch eine »ausreichende« Zahl von 
Asbestkörperchen bzw. Asbestfasern nachgewiesen 
wurde.19
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Gleiche gilt für den Gebrauch von persönlichem Arbeits-
schutz (Atemschutz/Hautschutz).

Gefährdungsbeurteilungen einbeziehen: Es kommt auf 
die Vorlage, Analyse und Bewertung aller Gefährdungsbe-
urteilungen, die für die Arbeit des Betroffenen relevant wa-
ren und ggf. sind, an.

Vorsorgeuntersuchungen einbeziehen: Ebenso wichtig 
ist die vollständige Beiziehung der Ergebnisse ggf. relevan-
ter arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen nach 
den staatlichen und berufsgenossenschaftlichen Vorschrif-
ten bei Einwirkung krebserzeugender Arbeitsstoffe durch 
die Zentrale Erfassungsstelle asbeststaubgefährdeter Ar-
beitnehmer (ZAS), die Gesundheitsvorsorge (GVS21) und 
den Organisationsdienst Nachgehende Untersuchungen 
(ODIN22). Im Falle der Unterlassung solcher individuellen 
Präventionsmaßnahmen sollten nicht nur die Tatsachen an 
sich, sondern auch die Gründe für derart beweisrechtlich 
gravierende Vollzugsdefizite ermittelt werden.

Dezidierte Beschreibung von Arbeitsabläufen und 
Schutzmaßnahmen: Unumgänglich ist eine arbeitsmedizi-
nisch-toxikologisch zur Abschätzung speziell der kumulati-
ven Dosen hinreichend verwertbare, dezidierte sicherheits-
technische Beschreibung der Arbeitsabläufe, der zeitlich 
exakten Dauer der vorgenannten Expositionsszenarien, 
der persönlichen Schutzmaßnahmen etc., ggf. unter Einbe-
ziehung der nationalen und internationalen Fachliteratur. 
A priori zugrunde gelegt werden sollten stets endlich die 
außerordentlich sachgerecht und zielführend erarbeiteten 
»Empfehlungen für Ermittlungen durch die Technischen Auf-
sichtspersonen im Feststellungsverfahren bei Berufskrank-
heiten« des vormaligen Hauptverbandes der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften (HVBG) e. V. vom 11. Juni 1997, 
d. h. die sog. »HVBG-Checkliste« (Az. 783 TAD-Blm/Pet).

Betriebliche Messdaten beiziehen: Die vollständige 
Beiziehung der gemäß der früheren §§ 16 und 18 der Ge-
fahrenstoffverordnung (Ermittlungs- und Überwachungs-
pflicht) für den Arbeitgeber verpflichtend geregelten 
betrieblichen Ermittlungsergebnisse ist notwendig. Die Er-
gebnisse sollten sämtliche Messdaten von zurückliegenden 
Arbeitsbereichsanalysen unter Bewertung der in der Regel 
anzutreffenden Gemisch-Problematik gemäß den Techni-
schen Regeln für Gefahrenstoffe (TRGS) 403 umfassen. 

Pflichtaufgaben überprüfen: Unterlassungen dieser 
Pflichtaufgaben, d. h. Gründe der beweisrechtlich gravie-
renden Vollzugsdefizite, sollten ermittelt und festgestellt 
werden. 

Ermittlung der Gefahrenstoffe: Die Ergebnisse einer 
Anwendung der TRGS 400, welche speziell das Ermitteln 
und Beurteilen der Gefährdungen durch Gefahrstoffe am 
Arbeitsplatz betrifft, müssen ebenfalls herangezogen wer-
den. Die Ermittlung und Beurteilung der Gefährdungen 
durch Gefahrstoffe am Arbeitsplatz liegt bekanntlich in der 
Verantwortung des Arbeitgebers. Er hat sicherzustellen, 
dass sie sachgerecht und vollständig durchgeführt wer-
den. Im Falle der Unterlassung einzelner oder sämtlicher 
vorgenannter Präventionsmaßnahmen sollten nicht nur die 
Tatsachen als solche vermerkt, sondern ggf. auch beweis- 
erleichternde Folgen im Rahmen der freien richterlichen Be-
weiswürdigung erwogen werden.

2. 	Vordringlicher Handlungsbedarf

Folgende Punkte sind vordringlich für eine notwendige Re-
form und Verbesserung der Situation:   
•	 Festschreibung der alleinigen Kompetenz des Verord-

nungsgebers zur Vorgabe von Dosisgrenzwerten bzw. 
weiterer »Abschneidekriterien«

•	 Einhaltung der Qualitätssicherungsmaßnahmen bei 
der gewissenhaften, professionell-sicherheitstechni-
schen Amtsermittlung wegen deren sachlogisch ent-
scheidender Präjudizierung jeder fachärztlichen Zu-
sammenhangsbeurteilung

•	 Priorisierung unabhängiger, ggf. vereidigter sicher-
heitstechnischer Sachverständiger bei der richterli-
chen Amtsermittlung

•	 Dokumentation der Vollzugsdefizite bei der Wahr-
nehmung der unternehmerischen Ermittlungs- und 
Überwachungspflichten, insbesondere gemäß der Ge-
fahrstoffverordnung und bei Fehlanzeigen ggf. Beweis- 
erleichterungen im Rahmen der freien richterlichen Be-
weiswürdigung

•	 Einrichtung einer unparteiischen außergerichtlichen 
Schlichtungsstelle für ein Ombudsmann-/Ombudsfrau-
Verfahren

•	 Einrichtung eines Beauftragten für todbringende Be-
rufskrankheiten des Deutschen Bundestages; hiermit 
sollte im Hinblick auf tausende Todesfälle jährlich 
– besonders infolge von Berufskrebs-Erkrankungen – 
gewährleisten werden, dass auch die Legislative den 
erforderlichen direkten, eigenständigen Einblick in die 
Rechtspraxis der Rechtsanwender vor dem Hintergrund 
des Artikels 2 Abs. 2 Grundgesetz erhält

•	 Änderung des § 9 Abs. 3 SGB VII mit dem Ergebnis ei-
ner Beweislastumkehr zugunsten des Versicherten und 
seiner Hinterbliebenen

3.	 Zusammenfassung

Der medizinischen Begutachtung von Berufskrankheiten 
werden die alleinigen Feststellungen der »Arbeitsvorge-
schichte« durch die Präventionsdienste der Arbeitgeber-
haftpflicht-Versicherung vorgegeben. In der öffentlichen 
Kritik wird dies zu Recht als eine der schwerwiegendsten 
»Achillesfersen« der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung angesehen. Weitere Schwachpunkte liegen in der 
Fortschreibung sozialpolitisch historischer Kausalitätsnor-
men und den Forderungen nach Vollbeweisen. Sie stam-
men aus der Bismarckzeit. Ihre Einführung vor mehr als 
130 Jahren war für das Akutereignis des Arbeitsunfalls sei-
nerzeit sachgemäß. Den heute im Vordergrund stehenden, 
todbringenden Berufskrankheiten werden diese Forderun-
gen nach Vollbeweisen jedoch keinesfalls mehr gerecht. 

Jährlich kommt es zur Anerkennung von weit über 2000 
todbringenden Berufskrankheiten – bei einer weitaus hö-

21	 zentrale Dienstleistungseinrichtung der gesetzlichen Unfallversicherungs-
träger für asbeststaubgefährdete Arbeitnehmer sowie für Arbeitnehmer, 
die durch künstliche mineralische Faserstäube gefährdet sind

22	 zentrale Dienstleistungseinrichtung der gesetzlichen Unfallversicherungs-
träger

Recht     Arbeitsschutz
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heren Anzahl solcher angezeigten Krankheiten. Hauptursachen dafür sind 
Krebs erzeugende Arbeitsstoffe. Ihre lebensbedrohlichen Folgen treten er-
fahrungsgemäß erst nach Latenzzeiten von bis zu 50 Jahren ein. Dennoch 
werden stets retrospektive Ermittlungsergebnisse – wie beim Sofortereignis 
des Arbeitsunfalls – im »Vollbeweis« gefordert. Dies stößt bei den Krebsop-
fern angesichts des vor vielen Jahrzehnten seinerzeit zum Teil aus Unkennt-
nis unzureichenden Arbeitsschutzes erwartungsgemäß auf kaum überwind-
bare Hindernisse.

Nicht nur neurophysiologisch, sondern auch sachlogisch war und ist es 
unschwer vorhersehbar, dass sich der geforderte »Vollbeweis« für mehrere 
Jahrzehnte zurückliegende Arbeitsschutzdefizite häufig nicht mehr erbringen 
lässt. Eine sozialpolitische Konsequenz eines solchen Beweisnotstandes der 
Amtsermittlung sind negative Resultate der arbeitsmedizinisch-toxikologi-
schen Zusammenhangsbeurteilung. Vorhersehbar führt dann die »objektive 
Beweislast« zur Ablehnung von Berufskrebserkrankungen.

Sozialpolitischer Handlungsbedarf besteht im Verwaltungsverfahren zu-
nächst zur Gewährleistung einer strikten Einhaltung vorhandener Qualitäts-
normen bei der sicherheitstechnisch retrospektiven Amtsermittlung. Spä-
testens im Parteienstreit des Sozialgerichtsverfahrens sollte die richterliche 
Amtsermittlung dann ausschließlich auf unabhängige, ggf. auch vereidigte 
sicherheitstechnische Sachverständige beschränkt werden. 

Hier wurde ein Katalog zentraler Teilaufgaben der sicherheitstechni-
schen Amtsermittlung vorgestellt. Unübersehbar präjudiziert die qualifizier-
te Einhaltung dieser Aufgaben direkt das Ergebnis der arbeitsmedizinisch- 
toxikologischen Zusammenhangsbeurteilung. Sozialmedizinisch und arz-
tethisch bedarf deshalb gerade dieses Kernproblem vorrangig der Überprü-
fung. Dies gilt ganz besonders bei den todbringenden Latenzschäden und 
hier speziell auch im Hinblick auf die vorhersehbar falschnegativen Asbest-
körperchen-Zählungen. Lösungsansätze für diesen besonderen sozialpoliti-
schen Handlungsbedarf wurden hier aufgezeigt.  
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